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UVZ-Nr. I 2022
vom 6. Mai 2022

Softing AG, HV (2022) (sw/ba)

Bescheinigung nach S 181 Abs. 1 Satz2 AktG

Aufgrund S 181 Abs. 1 Satz2 AktG bescheinige ich hiermit, dass der nachste-

hend aufgeführte Wortlaut den Gesellschaftsvertrag der Gesellschaft in Firma

Softing AG

mit dem Sitz in Haar, Landkreis München

wiedergibt, wie er sich nach dem Beschluss über die Anderung des Gesell-

schaftsvertrags gemäß meiner Urkunde vom 6. Mai 2022, UVZ-

Nr, W rsos 12022 darstellt und dass die geänderten Bestimmungen mit dem

Beschluss über die Gesellschaftsvertragsänderung und die unveränderten

Bestimmungen mit dem zuletzt zum Handelsregister eingereichten vollständi-

gen Wortlaut des Gesellschaftsvertrages übereinstimmen.

München, den 6. Mai2022

Dr. Simon Weiler

Notar
;J

<<70K40200144<<
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SATZUNG

l. Allgemeine Bestimmungen

s1
Firma, Sitz und Geschäftsjahr

(1) Die Gesellschaft filhrt die Firma

Softing AG

(2) Der Sitz der Gesellschaft ist Haar bei München

(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

(1)

(2)

s3
Bekanntmachungen

Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im

Bundesanzeiger,

s2
Gegenstand des U nternehmens

Gegenstand des Unternehmens ist die Analyse, die Beratung, die

Entwicklung und Vermarktung von Software- und

Hardwarepiodukten, die Durchführung von Projekten, die

Erbringung von Serviceleistungen im industriellen Umfeld sowie

die Ausübung von Geschäftsleitungsfunktionen und die

Erbringung von Beratungsleistungen innerhalb des Konzerns.

Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften und Maßnahmen

berechtigt, die zut Erreichung des Gesellschaftszwecks
notwendig oder nützlich erscheinen, insbesondere zum Erwerb

und zur veräußerung von Grundstllcken, zur Errichtung von

Tochtergesellschaften und Zweigniederlassungen im ln- und

Auslandl zur Beteiligung an anderen Unternehmen gleicher oder

venrlandier Art und anderen Unternehmen sowie zum Abschluß

von lnteressengemeinschaftsverträgen'
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ll. GrundkaPital und Aktien
s4

Grundkapital

(1) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt € 9.105,381,- und ist' 
eingeteilt in 9.105.381 auf den lnhaber lautende stückaktien.

(2) Das Grundkapital wird durch den Formwechsel der softing

lndustrial Consult GmbH mit dem Sitz in Haar erbracht.

(3) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum
5. Mai 2027 das Grundkapital der Gesellschaft einmalig oder mehrfach
um bis zu insgesamt EUR 4.552.690,00 durch Ausgabe von bis zu

4.552.690 neuen, auf den lnhaber lautenden Stückaktien gegen Bar-

und/oder Sacheinlage zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2022). Dabei
ist den Aktionären grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen; das
gesetzliche Bezugsrecht kann auch in der Weise eingeräumt werden,
dass die neuen Aktien von einem Kreditinstitut oder einem nach $ 186
Abs. 5 Satz 1 AktG gleichgestellten lnstitut mit der Verpflichtung
übernommen werden, sie den Aktionären der Gesellschaft zum Bezug
anzubieten, Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des
Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre
auszuschließen,

soweit es erforderlich ist, um Spitzenbeträge auszugleichen;

wenn im Fall einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen die
Gewährung der Aktien zum Zwecke des Enruerbs von
Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen an
Unternehmen (einschließlich der Erhöhung bestehender
Beteiligungen) oder zum Zwecke des Erwerbs von anderen
assets oder Forderungen gegen die Gesellschaft erfolgt;

wenn eine Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen 10 % des
Grundkapitals nicht übersteigt und der Ausgabebetrag der
neuen Aktien den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet
(S 186 Abs, 3 Salz 4 AktG); beim Gebrauchmachen dieser
Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss nach $ 186 Abs.
3 Satz 4 AktG ist der Ausschluss des Bezugsrechts auf Grund
anderer Ermächtigungen nach S 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu
berücksichtigen;

soweit es erforderlich ist, um den lnhabern der von der
Gesellschaft ausgegebenen Options- undioder
Wandelschuldverschreibungen ein Bezugsrecht auf neue
Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach
Ausübung des Options- bzw. Wandlungsrechts zustehen
würde.

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die
weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung
festzulegen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung
entsprechend dem Umfang der Durchführung der Kapitalerhöhung aus
genehmigtem Kapital jeweils anzupassen.
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(4) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 4.552.690,00
durch Ausgabe von bis zu 4,552.690 neuen, auf den lnhaber
lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2022). Die
bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die
lnhaber von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, die
auf der Grundlage der Ermächtigung der Hauptversammlung vom 6.
Mai 2022 von der Gesellschaft bis zum 5. Mai 2027 begeben
werden, von ihrem Wandel- bzw. Optionsrecht Gebrauch machen
oder Wandlungspflichten aus solchen Schuldverschreibungen erfüllt
werden und soweit nicht andere Erfüllungsformen zur Bedienung
eingesetzt werden. Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des
Geschäftsjahres an; ih dem sie durch Ausübung von Wandlungs-
bzw. Optionsrechten oder durch Erfüllung von Wandlungspflichten
entstehen, am Gewinn teil. Der Vorstand ist ermächtigt, mit
Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der
Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. Der
Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend
der jeweiligen Ausnutzung des bedingten Kapitals anzupassen.

s5
Aktien

(1) Form und lnhalt der Aktienurkunden sowie der Gewinnanteil- und

Erneuerungsscheine setzt der Vorstand mit Zustimmung des

Aufsichtsrats fest.

(2) Der Anspruch der Aktionäre auf Verbriefung ihrer Anteile ist\-' 
ausgeschlossen, sofern nicht eine Verbriefung nach den Regeln

erfdrderlich ist, die an einer Börse gelten, an der die Aktie

zugelassen ist, Es können sammelurkunden ausgestellt werden'

s6
Andere WertPaPiere
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Form und lnhalt der Urkunden von Wandelschuldverschreibungen,
Schuldverschreibungen, Optionsanleihen und Optionsscheinen, die von
der Gesellschaft ausgegeben werden, Sowie der entsprechenden Zins-,

Berechtigungs- und Erneuerungsscheine setzt der Vorstand mit

Zustimmung des Aufsichtsrats fest. Der Anspruch der Einzelverbriefung
ist ausgeschlossen.

lll. Der Vorstand

s7
Zusammensetzung, Geschäftsordnung und Beschlussfassung

(1) Der Vorstand besteht aus einer oder mehreren Personen. Auch
bei einem Grundkapital der Gesellschaft von mehr als EURO

3.000.000 kann der Vorstand aus einer Person bestehen' Es

kön nen stellvertretende Vorstandsm itgl ieder bestellt werden.

Der Aufsichtsrat bestellt die Mitglieder des Vorstands und

bestimmt ihre Zahl nach Abs. 1. Der Aufsichtsrat kann einen

Vorsitzenden des Vorstands Sowie einen stellvertretenden
Vorsitzenden des Vorstands ernennen'

Beschlüsse des vorstands werden mit einfacher

Stimmenmehrheit der an der Beschlussfassung teilnehmenden

Mitglieder des Vorstands gefasst. Bei stimmengleichheit gibt die

Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag'

(2)

(3)

(4) Mit den Mitgliedern des Vorstands sind schriftliche Dienstverträge

abzuschließen.

s8
Geschäftsführung und Vertretung der Gesellschaft

(1) Die Mitglieder des Vorstands haben die Geschäfte der

Gesellsc[aft nach Maßgabe der Gesetze, der Satzung, der

Geschäftsordnung firr den Vorstand, des

Geschäftverteilu ng splans sowie des j ewei ligen Dienstvertrages zu

führen.

(2) lst nur ein Mitglied bestellt, so vertritt dieser die Gesellschaft

allein. Sind mehrere Vorstandsmitglieder bestellt, wird die

Gesellschaft durch zwei Vorstandsmitglieder gemeinschaftlich

oder durch ein vorstandsmitglied in Gemeinschaft mit einem

Prokuristen vertreten.

(3) Der Aufsichtsrat kann die Vertretung abweichend regeln,

insbesondere Mitgliedern des Vorstands

Einzelvertretungsbefugnis erteilen. Der Aufsichtslat kann weiter

allgemein oderlür den Einzelfall bestimmen, dass einzelne oder

alle Vorstandsmitglieder berechtigt sind, die Gesellschaft bei

Rechtsgeschäften mit sich als Vertreter eines Dritten zu vertreten;

S 1 12 AktG bleibt unberührt,
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(4) Der Aufsichtsrat muss durch Beschluss oder in der

Geschäftsordnung für den Vorstand anordnen, dass bestimmte
Arten von Geschäften seiner Zustimmung bedürfen.
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(3)

lV. Der Aufsichtsrat

se
Zusammensetzung und Amtsdauer

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus drei Mitgliedern

(2) Die Bestellung des Aufsichtsrats erfolgt für die Zeit bis zur
Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung für
das vierte Geschäftsjahr nach Beginn der Amtszeit beschließt.
Hierbei wird das Geschäftsjahr, in dem die Wahl erfolgt, nicht
mitgerechnet.
Die wahl der Mitglieder des Aufsichtsrats kann für einen

oder mehrere von ihnen auch für eine kürzere Amtszeit erforgen
Eine Wiedenrvahl ist möglich,

Gleichzeitig mit den ordentlichen Aufsichtsratsmitgliedern können
für ein oder für mehrere bestimmte Aufsichtsratsmitglieder
Ersatzmitglieder gewählt werden. Sie werden nach einer bei der
Wahl festzulegenden Reihenfolge Mitglieder des Aufsichtsrats,
wenn Aufsichtsratsmitglieder, als deren Ersatzmitglied sie gewählt
wurden, vor Ablauf der Amtszeit aus dem Aufsichtsrat
ausscheiden. Tritt ein Ersatzmitglied an die Stelle des
Ausgeschiedenen, so erlischt sein Amt, falls in einer folgenden
Hauptversammlung nach Eintritt des Ersatzfalles eine Neuwahl
für den Ausgeschiedenen stattfindet, mit Beendigung dieser
Hauptversammlung, andernfalls mit Ablauf der restlichen Amtszeit
des Ausgeschiedenen.

(4) Wird ein Aufsichtsratsmitglied anstelle eines ausgeschiedenen
Mitglieds gewählt, so besteht sein Amt für den Rest der
Amtsdauer des ausscheidenden Mitglieds fort, Soll die Nachwahl
für ein vorzeitig ausgeschiedenes Mitglied des Aufsichtsrats das
Ausscheiden eines nachgerückten Ersatzmitglieds bewirken,
bedarf der Beschluß rlber die Nachwahl einer Mehrheit von drei
Vierteln der abgegebenen Stimmen.

(5) Jedes Aufsichtsratsmitglied kann sein Amt unter Einhaltung einer
Frist von drei Monaten niederlegen. Die Niederlegung muß durch

schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand unter
Benachrichtigung des Vorsitzenden des Aufsichtsrats edolgen.
Das Recht zur Amtsniederlegung aus wichtigem Grund bleibt

hiervon unberührt.
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(1)

s10
Vorsitzender und Stellvertreter

Der Aufsichtsrat wählt in der ersten Sitzung nach seiner Wahl aus
seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen oder mehrere
Stellvertreter. Die Wahl erfolgt f[rr die Amtsdauer der Gewählten
oder einen kürzeren vom Aufsichtsrat bestimmten Zeitraum. Unter
mehreren Stellvertretern gilt die bei ihrer Wahl bestimmte
Reihenfolge,

Scheidet der Vorsitzende oder einer seiner Stellvertreter vorzeitig
aus dem Amt aus, so hat der Aufsichtsrat unverziJglich eine
Neuwahl für die restliche Amtszeit des Ausgeschiedenen
vorzunehmen.

Beschlüsse des Aufsichtsrats werden in der Regel in Sitzungen
gefasst. Außerhalb von sitzungen können auf Anordnung des

Vorsitzenden des Aufsichtsrats schriftliche, fernschriftliche oder

fernmündliche Beschlußfassungen oder Beschlüsse durch

elektronische Medien erfolgen, wenn kein Mitglied diesem

Verfahren innerhalb einer vom Vorsitzenden bestimmten

angemessenen Frist widerspricht. Über solche Beschlüsse wird

voir Vorsitzenden unverzÜglich eine schriftliche Niederschrift

erstellt und allen Mitgliedern zugeleitet. Für Abstimmungen

außerhalb von sitzungen gelten die nachstehenden

Bestimm u ngen entsprechend,

Ein Mitglied nimmt auch dann an der Beschlussfassung teil, wenn

es sich in der Abstimmung der Stimme enthält.

Beschlüsse des Aufsichtsrats werden, soweit das Gesetz nicht

zwingend etwas anderes bestimmt, mit einfacher Mehrheit der

(2)

s 11

Sitzungen des Aufsichtsrats

(1) Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden durch den Vorsitzenden

des Aufsichtsrats mit einer Frist von 14 Tagen schriftlich
einberufen.. Bei der Berechnung der Frist werden der Tag der
Absendung der Einladung und der Tag der Sitzung nicht

mitgerechnet. ln dringenden Fällen kann der Vorsitzende diese

f riJt angemessen verkürzen und mündlich, fernm[tndlich,
schriftlich mittels elektronischer Medien (2.8. e-Mail) einberufen'

(2) Mit der Einberufung ist die Tagesordnung mitzuteilen. lst die

Tagesordnung nicht ordnungsgemäß angekundigt worden, darf
hieiuber nur beschlossen werden, wenn kein Aufsichtsratsmitglied
widerspricht,

s12
Beschlüsse des Aufsichtsrats

(1)

(2)

(3)
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(4)

(5)

abgegebenen Stimmen gefasst. Dabei gilt Stimmenenthaltung
nicht-als stirnmabgabe. Bei wahlen gilt die verhältnismäßige
Mehrheit, Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des

Vorsitzenden des Aufsichtsrats den Ausschlag; dies gilt auch bei

Wahlen.

Der Aufsichtsratvorsitzende ist ermächtigt, im Namen des

Aufsichtsrats die zur Durchführung der BeschlÜsse des

Aufsichtsrats erforderlichen Willenserklärungen abzugeben'

Über die Verhandlungen und BeschlLtsse des Aufsichtsrats sind

Niederschriften anzufertigen, die vom Vorsitzenden der Sitzung

oder bei Abstimmungen außerhalb von Sitzungen vom Leiter der

Abstimmung zu unterzeichnen sind.

s 13
Geschäftsordnung

Der Aufsichtsrat setzt im Rahmen von Gesetz und Satzung seine

Geschäftsordnung selbst fest.

s14
Vergutung

(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten für jedes volle\ / 
Geschäft-sjahr ihrer Zugehörigkeit zum Aufsichtsrat eine feste

Vergütung in Höhe von EUR 10.000,00, zahlbar nach Ablauf des

Gejchaftöjahres. Darüber hinaus erhalten die Mitglieder des

Aufsichtsrats ab dem 1, Januar 2009 eine variable Vergutung'

Diese beträgt 0,5 o/o des Konzern-EBIT vor Belastung mit der

variablen Veigütung des Aufsichtsrats. Der Vorsitzende erhält das

Doppelte, dei stellvertretende Vorsitzende das Eineinhalbfache

sowohl der festen als auch der variablen Vergütung'

Aufsichtsratsmitglieder, die dem Aufsichtsrat nicht während eines

vollen Geschäitsjahres angehört haben, erhalten beide

Vergütungsarten zeitanteilig entsprechend d"_l Dauer ihrer

Aufsichtsratszugehörigkeit. Die Aufsichtsratsverg ütung ist fur a|g

drei Aufsichtsiäte aut insgesamt maximal EUR 200.000,00

begrenzt.

(2) Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten ferner Ersatz aller

Auslagen sowie Ersatz der etwa auf ihre Vergutung und Auslagen

entfallenden Umsatzsteuer.

(3) S 1 13 Abs. 2 AktG bleibt unberührt.

Die Gesellschaft trägt die

Vermögen sschadenhaftpf lichtve rsicheru ng

Aufsichtsratsm itg lieder.

Kosten
für

einer
die

(4)
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s 15
Satzungsänderungen

Der Aufsichtsrat ist befugt, Anderungen der Satzung, die nur deren
Fassung betreffen, zu beschließen.

V. Die Hauptversammlung

s16
Ort und Einberufung

(1) Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft oder nach

Wahl des einberufenden Organs am Sitz einer deutschen
Wertpapierbörse oder in der näheren Umgebung eines dieser
Orte statt. Der Ort wird in der Einberufung bestimmt'

(2) Für die Einberufungsfrist gelten die gesetzlichen Regelungen.

(3) Die Hauptversammlung, die über die Entlastung von Vorstand

und Aufsichtsrat, über die Gewinnverwendung und - soweit
erforderlich - über die Feststellung des Jahresabschlusses
beschließt (ordentliche Hauptversammlung), findet innerhalb der

ersten acht Monate eines jeden Geschäftsjahres statt.

(4) Die übermittlung der Mitteilungen nach S 125 Aktiengesetz und

S 128 Aktiengesetz wird auf den Weg der elektronischen
Kommunikation beschränkt, Der Vorstand ist - ohne dass hierauf

ein Anspruch besteht - berechtigt, Mitteilungen auch in

Papierform zu versenden.

s17
Teilnahme an der Hauptversammlung

(1) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des

Stimmrechts sind nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich

unter Nachweis ihres Anteilsbesitzes zuf Hauptversammlung
anmelden, Die Anmeldung und der Nachweis des Anteilsbesitzes

müssen der Gesellschaft unter der in der

Einberufungsbekanntmachung hierfür mitgeteilten Adresse bis

zum Ablauf der gesetzlich bestimmten Frist vor der

Hauptversammlung zügehen. ln der Einberufung kann eine

kürz'ere, in Tagen zu bemessende Frist für den Zugang der

Anmeldung und des Nachweises des Anteilsbesitzes vorgesehen

werden.

(2) Als Nachweis der Berechtigung zur Teilnahme an der

Hauptversammlung oder zur Ausübung des Stimmrechts reicht

ein Nachweis däs Anteilsbesitzes in Textform durch den

Letztintermediär gemäß $ 67c Abs. 3 AktG aus. Der Nachweis
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des Anteilsbesitzes hat sich auf den Beginn des 21, Tages vor der

Hauptversammlung zu beziehen und muss der Gesellschaft unter

der in der Einberufung hierftjr mitgeteilten Adresse mindestens

sechs Tage vor der Hauptversammlung zugehen, wobei der Tag

des Zugängs und der Tag der Hauptversammlung nicht

mitzurechnen sind. lm Verhältnis zur Gesellschaft gilt fur die

Teilnahme an der Hauptversammlung oder für die Ausübung des

stimmrechts als Aktionär nur, wer den Nachweis erbracht hat.

s18
Stimmrecht

(1) Jede Aktie gewährt in der Hauptversammlung eine stimme.

(2) Die Aktionäre können sich in der Hauptversammlung und bei der\ / 
Ausübung des stirnmrechts durch einen Bevollmächtigten

verlretenlassen, Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der

Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft

bedürfen der Textform (s 126b BGB), ln der Einberufung der

Hauptversammlung könnLn für die Erteilung, den Widerruf

undioder den Naöhweis der Vollmacht Erleichterungen für die

Formwahrung bestimmt werden. $ 135 AktG bleibt unbertthrt.

Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre_an der

Hauptversammlung auch ohne Anwesenheit an deren ort und

ohn" einen Bevollmachtigten teilnehmen und sämtliche oder

Äinzetne ihrer Rechte gani oder teilweise im Wege elektronischer

Kommunikation ausüben können (Online-Teilnahme). Der

Vorstand ist auch ermächtigt, die Einzelheiten zum Verfahren zu

trÄffen. Diese werden mit der Einberufung der Hauptversammlung

bekannt gemacht.

(3)

(4) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre ihre

Stirrun, auch ohne selbs[ oder durch einen Vertreter an der

üätt"ttf ung teilzunehmen, schriftlich oder im Wege

elektroniscfrer Kommunikation abgeben dürfen (Briefwahl)' Der

üorstand ist auch ermächtigt, die Einzelheiten zum Verfahren zu

treffen. Diese werden mit der Einberufung der Hauptversammlung

bekannt gemacht.

Vorsitz in der $r1,?tu"""mmluns

(1) Versammlungsleiter in der Hauptversammlung ist der Vorsitzende

des Aufsichtsrats oder eine andere vom Aufsichtsrat hierzu

bestimmtePerson.EinMitglieddesVorstandsoderder
beurkundende Notar können nicht zum Versammlungsleiter

bestimmt werden'
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(2) Der Vorsitzende leitet die Verhandlungen und bestimmt die

Reihenfolge der Behandlung der Tagesordnung, die Art und

Reihenfolge der Abstimmungen sowie die Reihenfolge der
Wortbeiträge. Der Vorsitzende kann das Frage- und Rederecht
des Aktionärs zeitlich angemessen beschränken und Näheres
hierzu bestimmen. Er ist insbesondere berechtigt, zu Beginn der
Hauptversammlung oder während ihres Verlaufs einen zeitlich

angemessenen Rahmen für den ganzen

Hauptversammlungsverlauf, für einzelne Tagesordnungspunkte
oder ftir den einzelnen Redner festzulegen.

(3) Der Versammlungsleiter ist ermächtigt, die auszugsweise oder

vollständige Bild- und Tontibertragung der Hauptversammlung in

einer von ihm näher zu besiimmenden Weise zuzulassen,

s20
Beschlussfassung

wird bei einer wahl im ersten wahlgang eine einfache

Stimmenmehrheit nicht erreicht, so findet eine engere Wahl unter den

Personen statt, denen die beiden höchsten Stimmenzahlen zugefallen

sind. Bei der engeren Wahl entscheidet die höchste Stimmenzahl, bei

Stimmengleichheit das durch den Vorsitzenden zu ziehende Los.

s21
Niederschrift über die Hauptversammlung

Die Niederschrift, der ein vom Vorsitzenden in der Hauptversammlung

zu unterzeichnendes Verzeichnis der erschienenen oder vertretenen

Aktionäre und der Vefireter von Aktionären beizuftlgen ist, hat für die

Aktionäre sowohl untereinander als auch in Beziehung auf ihre Vertreter

volle Beweiskraft.
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Vl. Jahresabschluß

s22
Jahresabschluß

(1)

(2)

Der Vorstand hat innerhalb der gesetzlichen Fristen den

Jahresabschluss und den Lagebericht sowie, falls gesetzlich

erforderlich, den Konzernabschluss und den Konzernlagebericht

für das vergangene Geschäftsjahr aufzustellen und dem

Aufsichtsrat vorzulegen. Zugleich hat der Vorstand dem

Aufsichtsrat den Vorschlag vorzulegen, den er der

Hauptversammlung für die Venrvendung des Bilanzgewinns

machen will, Dei Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, den

Lagebericht, den Vorschlag für die Verurendung des

Bilänzgewinns sowie den Konzernabschluss und den

Konzeinlagebericht zu prilfen. Billigt der Aufsichtsrat den

Jahresabsihluss, so ist dieser festgestellt, sofern nicht der

Vorstand oder der Aufsichtsrat beschließen, die Feststellung des

Jahresabschlusses der Hauptversammlung zu [tberlassen. Der

Aufsichtsrat hat auch über die Billigung des Konzernabschlusses

zu beschließen.

Nach Eingang des Berichts des Aufsichtsrats uber das Ergebnis

seiner fiUtuÄg hat der Vorstand unverzüglich die ordentliche

Hauptversammlung einzuberufen'

s23
Gewinnvennrendung

Fur die Gewinnverwendung gelten die gesetzlichen Bestimmungen' ln

einem Kapitalerhöhungsnesöhluß kann die Gewinnverteilung neuer

Aktien abweichend von $ 60 Abs. 2 Satz 3 des Aktiengesetztes

festgesetzt werden.
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Vll. Schlussbestimmungen

s24
Gründungsaufwand

(1) Die Gesellschaft trägt die mit der Gründung

zusammenhängenden Kosten (Notar, Handelsregister, Berater

etc.) bis zu einem Betrag von EURO 2'556,46'

(2) Die Gesellschaft trägt weiterhin die mit der umwandlung
verbundenen Kosten (Notar- und Gerichtskosten,

Veröffentlichungskosten, Kosten der Rechtsberatung, soweit sie

in unmittelbarem Zusammenhang mit der umwandlung stehen,

Kosten der Gründungsprüfung; Kosten der

Gesellschafterversammlung) bis zum Betrag von EURO

46.A16,27.


